
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Leif-Erik Holm, Tino Chrupalla, Dr. Heiko Heßenkemper, Enrico 
Komning, Steffen Kotré, Hansjörg Müller, Marc Bernhard, Dr. Michael Espendiller 
und der Fraktion der AfD

Rückbau und Entsorgung von Windrädern

Der Abschlussbericht „Entwicklung eines Konzepts und Maßnahmen für einen 
ressourcensichernden Rückbau von Windenergieanlagen“ im Auftrag des Um-
weltbundesamtes wurde im Oktober 2019 veröffentlicht (www.umweltbundes
amt.de/en/publikationen/entwicklung-eines-konzepts-massnahmen-fuer-einen). 
Vor dem Hintergrund der von 2020 bis 2040 absehbar steigenden Notwendig-
keit zum Rückbau, Recycling und Ersatz von Windenergieanlagen an Land auf 
Grund von Funktionsuntüchtigkeit, Wirtschaftlichkeit oder Standsicherheit 
wird im Abschlussbericht auf absehbare rechtliche und finanzielle Probleme 
hingewiesen sowie nach eigener Aussage ein erstes Konzept für den Rückbau 
und die Entsorgung von Windenergieanlagen empfohlen (vgl. Abschlussbe-
richt, S. 48).
Eines der im Bericht angesprochenen Probleme sind die jährlichen Finanzie-
rungslücken zwischen den tatsächlich anfallenden Rückbau- sowie Entsor-
gungskosten und den Rücklagen, die Anlagenbetreiber per Gesetz hierfür zu 
bilden haben. Beispielhaft für das Jahr 2037 beträgt diese Finanzierungslücke 
laut Abschlussbericht (S. 149) rund 288 Mio. Euro gemäß Szenario 1 und Vor-
gaben zur Bildung von Rückstellungen entsprechend dem Bundesverwaltungs-
gericht (BVerwG). Ein weiteres Problem besteht darin, dass sich Anlagenbe-
treiber den anfallenden Rückbau- und Entsorgungskosten per Insolvenz entzie-
hen können (S. 57).
Allgemein empfohlen werden zwischen Bund und Ländern abgestimmte Leitli-
nien, Standardisierung, Überarbeitung der rechtlichen Rahmenbedingungen für 
den Rückbau sowie die Entsorgung von Windenergieanlagen an Land und ab-
schließend – mit Bezug zur genannten Finanzierungslücke – neue Berech-
nungsgrundlagen für Rückstellungen (vgl. dazu Abschlussbericht, S. 30 ff.).

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Wie viele der Windenergieanlagen an Land werden aus dem im Abschluss-

bericht genannten Grund „Funktionsuntüchtigkeit“ zurückgebaut; wie vie-
le aus dem im Abschlussbericht genannten Grund „Standsicherheit“, und 
wie viele aus dem im Abschlussbericht genannten Grund „Wirtschaftlich-
keit“ (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?
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 2. Hängt nach Kenntnis der Bundesregierung die Wirtschaftlichkeit von 
Windenergieanlagen an Land von Zahlungen nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) ab, und falls ja, in welcher Weise, und wie viele 
Windenergieanlagen an Land müssen nach Kenntnis der Bundesregierung 
wegen Beendigung des 20-jährigen Förderzeitraums nach dem EEG zu-
rückgebaut werden?

 3. Wie viele der bestehenden Windenergieanlagen an Land sollen nach 
Kenntnis der Bundesregierung durch Anlagen neueren Typs bis 2040 er-
setzt werden?

 4. Sind Betreiber von ersetzten Windenergieanlagen an Land dazu verpflich-
tet, sich erneut an den zyklischen Auktionen auf Förderung nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz zu beteiligen, und falls ja, sollten nach An-
sicht der Bundesregierung ebenfalls Windenergieanlagen nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz gefördert werden, die dieselbe Leistung auf-
weisen und die folglich nicht zur Erhöhung des Windenergieanteils an der 
Stromerzeugung beitragen?

 5. Wie viele Windenergieanlagen an Land müssen nach Kenntnis der 
Bundesregierung insgesamt zwischen 2020 und 2040 rückgebaut und ent-
sorgt werden?

 6. Betrachtet die Bundesregierung die drohenden Engpässe bei den Recyc-
lingkapazitäten für die faserverstärkten Kunststoffe der Rotorblätter, die 
wie im Abschlussbericht erläutert bei unsachgemäßem Rückbau Risiken 
für Mensch und Umwelt haben können (S. 172), als Problem, und falls ja, 
wie will die Bundesregierung zukünftig sicherstellen, dass die erforderli-
chen Recyclingkapazitäten ausgedehnt werden?

 7. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Gesamtkosten für 
Rückbau und Entsorgung von Windenergieanlagen an Land von 2020 bis 
2040?

 8. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die durchschnittlichen 
Rückbau- und Entsorgungskosten von Windenergieanlagen an Land im 
Zeitraum zwischen 2020 und 2040?

 9. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die kumulierte Finanzie-
rungslücke zwischen Rückstellungen (gemäß Vorgaben des BVerwG, vgl. 
Vorbemerkung der Fragesteller) und tatsächlichen Gesamtkosten für Rück-
bau und Entsorgung von 2020 bis 2040?

10. Sieht die Bundesregierung Überarbeitungsbedarf an den Vorgaben zur Bil-
dung von Rücklagen für den Rückbau und die Entsorgung von Windener-
gieanlagen an Land, und falls ja, woran sollen sich diese Vorgaben für 
Rückstellungen nach derzeitiger Planung in Zukunft orientieren?
Wenn nein, warum nicht?

11. Will die Bundesregierung die Finanzierungslücke zwischen Rückstellun-
gen und Kosten schließen, und wenn ja, wie?

12. Erwägt die Bundesregierung den Einsatz staatlicher Mittel, um die Finan-
zierungslücke zwischen Rückstellungen sowie Rückbau- und Entsorgungs-
kosten zu schließen, und falls ja, wie hoch werden die kumulierten Kosten 
für die öffentliche Hand bis 2040 voraussichtlich sein?

13. Erwägt die Bundesregierung, Betreiber von Windenergieanlagen an Land 
in Haftung zu nehmen, um die Finanzierungslücke zwischen Rückstellun-
gen sowie Rückbau- und Entsorgungskosten zu schließen, und falls ja, 
wie?
Wenn nein, warum nicht?
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14. Wann hat das Umweltbundesamt den Auftrag für die Studie „Entwicklung 
eines Konzepts und Maßnahmen für einen ressourcensichernden Rückbau 
von Windenergieanlagen“ erteilt, und warum wurde der Auftrag erst zum 
Ende des Förderzeitraums von 20 Jahren nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz 2000 vergeben?

15. Wurden von der Bundesregierung bzw. im Verbund mit den Ländern Leit-
linien für den Rückbau von Windenergieanlagen ausgearbeitet und heraus-
gegeben, welche unter anderem den Rückbauumfang sowie die Rückbau-
methoden zum Schutze der Umwelt und der Menschen sowie zum Recyc-
ling der Materialien beinhalten?
Wenn nein, wird sich das Fehlen solcher Leitlinien nach Ansicht der 
Bundesregierung in den nächsten Jahren positiv oder negativ auf die Um-
welt auswirken?

16. Weswegen wurde kein schlüssiges Konzept für den Rückbau veralteter 
Windenergieanlagen an Land entwickelt, bevor nach Ansicht der Frage-
steller damit begonnen wurde, Windenergieanlagen auf Kosten der Strom-
verbraucher nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz zu fördern und so de-
ren Anzahl künstlich zu erhöhen?

17. Woran wurden die baurechtlichen Vorgaben zur Bildung von Rücklagen 
für den Rückbau und die Entsorgung von Windenergieanlagen an Land
– die gemäß Abschlussbericht nicht kostendeckend wirken – in der Ver-
gangenheit orientiert?

18. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen oder will sie ergrei-
fen, um das im Abschlussbericht genannte Problem der vorsätzlichen In-
solvenz zur Vermeidung von Rückbau- und Entsorgungskosten auf Seiten 
der Anlagenbetreiber zu beheben (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

19. Sind Betreiber von Windenergieanlagen auf See ebenfalls zur Bildung von 
Rückstellungen für den Rückbau und die Entsorgung der Anlagen ver-
pflichtet?
a) Wenn nein, warum nicht?
b) Wenn ja, wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die durch-

schnittliche Lebensdauer einer Windenergieanlage auf See?
c) Wenn ja, wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die durch-

schnittlichen Rückbau- und Entsorgungskosten einer Windenergieanla-
ge auf See?

d) Wenn ja, wie lautet die Berechnungsformel zur Bildung von Rücklagen 
für Rückbau und Entsorgung von Windenergieanlagen auf See?

e) Wenn ja, existiert nach Kenntnis der Bundesregierung ebenfalls eine 
Finanzierungslücke zwischen Rücklagen und absehbaren tatsächlichen 
Kosten, und falls ja, wie hoch ist die kumulierte Finanzierungslücke 
zwischen Rückstellungen und tatsächlichen Gesamtkosten für Rückbau 
und Entsorgung von 2020 bis 2040, und wie sollte diese Finanzierungs-
lücke geschlossen werden?

Berlin, den 11. Dezember 2019

Dr. Alice Weidel, Dr. Alexander Gauland und Fraktion

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/16796



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


